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Erhöhung der Zinsen bei der Währungsunion am 1. Juli 1990 


Die Zinssätze wurden per Gesetz von in der DDR durchschnittlich 

4 Prozent auf in der Bundesrepublik Deutschland übliche Zinsen erhöht. 

1. Welche Gegenleistungen mußten Banken dafür erbringen? 

Der Staatsvertrag vom 18. Mai 1990 bestimmt in Anlage III, daß 
die Deutsche Demokratische Republik die der Währungsunion 
entgegenstehenden Gesetze und andere Rechtsvorschriften auf- 
zuheben oder zu ändern hat, um eine Zinsanpassung an eine 
marktübliche Höhe zu erlauben. Mit dieser Vorschrift wurde das 
Bankensystem der DDR von hemmenden bürokratischen Vor- 
schriften befreit und auch in diesem Bereich eine marktwirtschaft- 
liche Ordnung eingeführt. Dies hat insgesamt positive Alloka- 
tions- und Wachstumsprozesse ausgelöst. 

Die bei Einführung der Währungsunion bestehenden Kredite des 
Bankensystems der DDR wurden im Verhältnis 2 : 1 umgestellt. 
Ihre Refinanzierung erfolgte durch die Staatsbank Berlin, der vor 
der Währungsunion aufgrund der Anlageverpflichtungen der 
Geldinstitute in großem Umfang geringverzinsliche Einlagen zur 
Verfügung gestanden hatten. Mit dem Wegfall der Anlagever- 
pflichtungen zum 1. Juli 1990 wurde der größte Teil dieser Ein- 
lagen bei der Staatsbank Berlin abgezogen. Daraus ergab sich für 
die Staatsbank Berlin die Notwendigkeit, zur Aufrechterhaltung 
der Refinanzierung - zu der sie weiter verpflichtet war - Mittel am 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 
3. März 1 993 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 



Drucksache 12/4522 


Deutscher Bundestag -12. Wahlperiode 


Geld- und Kapitalmarkt zu Marktzinsen zu beschaffen und diese 
den Geldinstituten zu entsprechenden Zinsen zur Verfügung zu 
stellen. 

Darüber hinaus hatten die ostdeutschen Geschäftsbanken mit der 
Schaffung der Währungsunion auch für ihre sonstigen Aktiv- 
geschäfte die üblichen Refinanzierungskosten zu tragen, wie sie 
auch für westdeutsche Kreditinstitute gelten. 

Die Befreiung der Geldinstitute von Zinsbindungen war damit für 
die ostdeutschen Geschäftsbanken unverzichtbar, um ihre Zins- 
erträge in Einklang mit ihren Zinsaufwendungen bringen und im 
Wettbewerb mit anderen Kreditinstituten bestehen zu können. 


2. Welche Gewinne ergeben sich aus den Zinsveränderungen für die 
Banken? 


Die gleichzeitige Zinsanpassung im Aktiv- und Passivgeschäft der 
Geldinstitute an Marktbedingungen stellt sicher, daß auch die 
ostdeutschen Banken die marktüblichen Gewinne erwirtschaften 
können. 


3. Um wieviel wurde das Vermögen der DDR durch diese Regelungen 
bis jetzt verringert? 


Die Anpassung der Zinsen läßt für sich genommen keinen Rück- 
schluß auf den Vermögensstatus der früheren DDR zu. So erfolgte 
z. B. durch die Umstellung der Bankkredite im Verhältnis 2 : 1 eine 
deutliche Entschuldung der DDR-Unternehmen, die gegenzu- 
rechnen wäre. 

Im übrigen handelt es sich bei Zinsen um Aufwandsgrößen, die 
nur dann zu einem Vermögensverzehr führen, wenn dieses Ver- 
mögen nicht so eingesetzt wird, daß es diesen Aufwand tragen 
kann. Dies war jedoch bei dem Vermögen der ehemaligen DDR 
der Fall. Die Zinsfreigabe hat damit lediglich den bis dahin ver- 
deckten unwirtschaftlichen Einsatz und die Überschuldung des 
früheren DDR-Vermögens aufgezeigt. 
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